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§§ 18 und 19 

Beschlussfähigkeit, gültige Beschlüsse der Wahlbehörden 

Selbständige Durchführung von Amtshandlungen 
durch die Wahlleiterin/den Wahlleiter 

 
 

§ 18 
Beschlussfähigkeit, gültige Beschlüsse der Wahlbehörden 

 
(1) Beschlussfähig sind, 

 1. die Landeswahlbehörde, die Bezirkswahlbehörden und die Gemeindewahlbehörden, wenn 
die/der Vorsitzende oder ihr/sein zur Vertretung berufene Stellvertreterin/berufener 
Stellvertreter und wenigstens die Hälfte der gemäß § 16 Abs. 2 für die jeweilige Wahlbehörde 
bestellten Beisitzerinnen/Beisitzer anwesend sind, 

 2. die Sprengelwahlbehörden und die besonderen Wahlbehörden, wenn die/der Vorsitzende oder 
ihre/seine Stellvertreterin/ihr/sein Stellvertreter und wenigstens zwei Beisitzerinnen/Beisitzer 
anwesend sind. 

(2) Zur Fassung eines gültigen Beschlusses ist Stimmenmehrheit erforderlich. Die 
Vorsitzende/Der Vorsitzende stimmt nicht mit. Bei Stimmengleichheit gilt jedoch die Anschauung als 
zum Beschluss erhoben, der sie/er beitritt. 

(3) Ersatzbeisitzerinnen/Ersatzbeisitzer werden bei der Beschlussfähigkeit und bei der 
Abstimmung nur dann berücksichtigt, wenn Beisitzerinnen/Beisitzer der gleichen Partei an der 
Ausübung ihres Amtes verhindert sind. 

 

 
§ 19 

Selbstständige Durchführung von Amtshandlungen durch die Wahlleiterin/den Wahlleiter 
 

(1) Wenn ungeachtet der ordnungsmäßigen Einberufung eine Wahlbehörde, insbesondere am 
Wahltag, nicht in beschlussfähiger Anzahl zusammentritt oder während der Amtshandlung 
beschlussunfähig wird und die Dringlichkeit einen Aufschub nicht zulässt, hat die Wahlleiterin/der 
Wahlleiter die Amtshandlung selbständig durchzuführen. In diesem Fall hat sie/er nach Möglichkeit 
unter Berücksichtigung der Parteienverhältnisse Vertrauenspersonen heranzuziehen. 

(2) Das Gleiche gilt für alle Amtshandlungen einer Wahlbehörde, die überhaupt nicht 
zusammentreten kann, weil von keiner Partei Vorschläge gemäß § 15 auf Berufung von 
Beisitzerinnen/Beisitzern (Ersatzbeisitzerinnen/Ersatzbeisitzern) eingebracht wurden. 

(3) Die Wahlleiterin/Der Wahlleiter kann unaufschiebbare Amtshandlungen selbst vornehmen, 
wenn sie/ihn die Wahlbehörde hiezu ausdrücklich ermächtigt. 


